
befähigter Helfer in jedem Verfahren in erster Linie 
das Seine zur Findung der Wahrheit beitragen muß,

b) manche Mitarbeiter der Justizorgane über den Sinn 
und Wert der Tätigkeit der Rechtsanwälte in un­
serer Gesellschaftsordnung und unter den gegebenen 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen klarer 
werden als bisher.

Im einzelnen brachten die Rechtsanwälte vor, daß es 
einigen Richtern an Verständnis dafür mangelt, daß es 
mit zu ihrer Aufgabe gehört, die Stellung der Anwälte 
des Kollegiums festigen zu helfen. Das kommt z. B. 
darin zum Ausdruck, daß die Richter es nicht für not­
wendig halten, Mitglieder des Kollegiums als solche vor­
zustellen und damit die neue Entwicklung zu populari­
sieren. Eine weitere Kritik der Anwälte ging dahin, daß 
Staatsanwalt und Gericht sich nicht immer mit den von 
der Verteidigung vorgetragenen Argumenten mit 
ihrer rechtlichen und sachlichen Würdigung der Sache 
auseinandersetzen. Darin könne einmal ein Verstoß 
gegen das Prinzip der Erforschung der materiellen 
Wahrheit, zum anderen eine falsche Einstellung zur 
Tätigkeit des Anwalts liegen. Der Staatsanwalt wird 
deshalb gut daran tun, wenn er weit mehr als bisher 
von dem im § 213 Abs. 3 StPO ihm gegebenen Recht 
der Erwiderung Gebrauch macht, und auch das Gericht 
sollte erkennen lassen, daß es den Ausführungen des 
Anwalts Beachtung schenkt und dies seinen Nieder­
schlag im Urteil finden läßt. Wenn die Bevölkerung 
Vertrauen zur Tätigkeit unserer Justiz haben soll, dann 
gehört dazu auch Vertrauen in die Tätigkeit der An­
wälte. Dieses Vertrauen können wir aber nur schaffen 
und stärken, wenn Richter, Staatsanwälte und Schöffen 
dem Anwalt, insbesondere dem Strafverteidiger, mit der

nötigen Achtung und dem nötigen Vertrauen in der 
Verhandlung entgegenkommen.

Auch die Richter und Staatsanwälte hatten an der 
Arbeit der Rechtsanwälte manches auszusetzen. Noch 
immer ist der Zustand nicht ganz überwunden, daß das 
Bestreben der Gerichte auf möglichste Konzentration 
der Zivilverfahren durch säumige Arbeit einiger Rechts­
anwälte durchkreuzt wird. Die Rechtsanwälte des Stadt­
bezirksgerichts Friedrichshain fanden auf diesen Vor­
wurf die rechte Antwort; sie übernahmen die Selbst­
verpflichtung, zukünftig alle Schriftsätze rechtzeitig 
vor dem Termin dem Gericht einzureichen. Man darf 
wohl annehmen, daß der Vorstand des Rechtsanwalts­
kollegiums die Erfüllung dieser nützlichen Selbstver­
pflichtung kontrollieren und anregen wird, daß auch 
in anderen Stadtbezirken dieser Weg eingeschlagen 
wird.

Schließlich wurde die Frage einer großen Beteiligung 
der Rechtsanwälte an den von den Stadtbezirksgerich­
ten veranstalteten Justizausspracheabenden behandelt. 
Die Anwälte gaben ihrer Bereitwilligkeit zur Unter­
stützung der Arbeit der Gerichte bei der Zusammen­
arbeit mit der Bevölkerung Ausdruck und erklärten 
sich an solchen Veranstaltungen in ihrem Stadtbezirk 
sehr interessiert und zur regelmäßigen Teilnahme an 
ihnen bereit.

In allen Veranstaltungen wurde der Wunsch geäu­
ßert, die Zusammenkünfte in Abständen von 3 bis 4 
Monaten zu wiederholen. Die Ergebnissse der ersten 
Zusammenkunft ermutigen uns, den beschrittenen Weg 
fortzusetzen und in diesem Kreise auch einzelne Pro­
zesse und ihren Ablauf kritisch zu erörtern.

HORST FINCKE, 
Hauptreferent bei der Abteilung Justiz 

des Magistrats von Groß-Berlin

A u s  d e r  P r a x i s  —  f ü r  d i e  P r a x i s

Zu den Voraussetzungen für die Anwendung 
des § 291 Ziff. 5 StPO

Immer wieder werden auf die Berufung des Ange­
klagten Urteile aufgehoben, weil das Gericht irriger­
weise annimmt, daß die Vorschriften über das Recht 
auf Verteidigung verletzt seien1).

Die Ursache der unrichtigen Auffassung über den 
Inhalt und die Anwendung des § 291 Ziff. 5 StPO be­
steht offenbar darin, daß Unklarheit über die pro­
zessuale Stellung des Angeklagten als Prozeßpartei und 
seine prozessualen Rechte als Subjekt des Prozesses 
einerseits und den Begriff des Rechts auf Verteidigung 
i. S. des § 291 Ziff. 5 StPO andererseits herrscht. Es 
muß zunächst beachtet werden, daß der Angeklagte 
als Subjekt und Partei des Prozesses prinzipiell und 
allgemein das Recht hat, sich in jedem Stadium des 
Verfahrens allseitig und umfassend zu verteidigen, und 
daß dieses prozessuale Recht des Angeklagten nicht 
nur durch die Vorschriften des 10. Abschnitts der StPO, 
sondern durch die Prinzipien unseres Strafprozeßrechts 
allgemein und durch zahlreiche besondere Vorschriften 
in den verschiedenen Kapiteln der StPO speziell ge­
regelt und gewährleistet ist. Das Recht des Angeklag­
ten, sich zu verteidigen, gehört zu werden, seine Be­
hauptungen aufstellen und seinen Standpunkt darlegen 
zu können, folgt aus den Prinzipien der Gewährleistung 
des vollen rechtlichen Gehörs (§§ 109, 176, T80, 183, 201 
Abs. 3, 212 StPO) und der Anwesenheitspflicht (§ 191 
StPO), auf denen unser demokratisches Strafverfah­
rensrecht beruht. Dieses Recht kann und muß der Be­
schuldigte oder Angeklagte persönlich wahrnehmen, er

b Auf diesen Fehler hat bereits Schumann in der Anmerkung 
zu dem Urteil des OG vom 3. März 1953 aufmerksam gemacht 
(NJ 1953 S. 310); vgl. auch Urteil des BG Schwerin, S. 90 f. 
dieses Heftes.

kann darin nicht „vertreten“ werden2). Das Recht des 
Angeklagten, sich zu verteidigen — man kann es das 
„Recht auf Verteidigung im weiteren Sinne“ nennen—, 
umfaßt als bedeutsamen Bestandteil auch das Recht des 
Angeklagten, sich zur Wahrnehmung seiner Rechte und 
Interessen einen Verteidiger zu wählen oder einen 
solchen in den vom Gesetz bestimmten Fällen vom 
Gericht bestellt zu erhalten (§§ 74 ff. StPO). Die Ver­
teidigung als Prozeßfunktion ist durch die Strafprozeß­
ordnung im weitesten Sinne gewährleistet, und zwar 
auch dann, wenn der Beschuldigte oder Angeklagte 
in einzelnen Abschnitten des Verfahrens oder während 
des ganzen Verfahrens keinen Verteidiger gewählt 
oder bestellt erhalten hat (so insbesondere durch die 
Vorschriften der §§ 1, 74 ff., 100, 108, 109, 176, Abs. 2,180 
183, 184, 186, 191, 193, 200, 207, 212, 216, 217 u. a. m.). 
Das Recht auf Verteidigung i. S. des § 291 Ziff. 5 StPO 
betrifft hingegen das spezielle Recht, einen Verteidiger 
in Anspruch zu nehmen; dieses speziell durch die be­
sonderen Vorschriften der § 74 ff. StPO gesicherte Recht 
des Angeklagten bildet den Gegenstand des besonderen 
Schutzes durch die Vorschrift des § 291 Ziff. 5 StPO. 
Die allgemeine prozessuale Rechtsstellung des Ange­
klagten, seine persönlichen Rechte im Prozeß sind eben­
falls durch Verfahrensvorschriften geschützt, jedoch 
nicht durch § 291 Ziff. 5 StPO, sondern durch die 
mannigfachen Bestimmungen, die oben beispielsweise 
genannt wurden. Eine Verletzung dieser prozessualen 
Vorschriften führt aber nicht in jedem Falle zur Auf­
hebung und Zurückverweisung, sondern zur Überprü­
fung des Verfahrens und des Urteils erster Instanz ge­
mäß § 280 Ziff. 2 StPO und zur Zurückverweisung 
unter den Bedingungen dieser Bestimmung3).

HANS RANKE, 
----------------------------------- Präsident des Kammergerichts

2) vgl. hierzu Tschelzow, Der sowjetische Strafprozeß, Moskau 
1951, S. 106 ff. (russisch).

3) vgl. Schumann a. a. O.; OG in NJ 1953 S. 496 mit. Anmer­
kung von Cohn.
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